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Liebe Mandanten, 

in den MedizinerNEWS Februar 2017 informieren wir Sie über Dozenten deren ein zur Verfügung gestellter Laborraum kein Arbeitsplatz ist. Außerdem leuchten wir 

auf, dass eine defekte Telefonleitung zur Mietminderung berechtigt. Wir zeigen Ihnen, welche unterschiedlichen Vorsteueraufteilungen bei gemischt genutzten 

Gebäuden hinsichtlich Herstellungs- und Erhaltungsaufwand zu beachten sind.  

Wir informieren Sie über verdeckte Gewinnausschüttung bei nicht kostendenckender Vermietung eines Einfamilienhauses an den Gesellschafter und dass der 

Selbstbehalt bei einer privaten Krankenversicherung nur als außergewöhnliche Belastung möglich ist. Desweiteren berichten wir, dass die doppelte Besteuerung von 

Altersvorsorgeaufwendungen und Altersbezügen verfassungswidrig ist. 

 

Im Steuertipp beantworten wir Ihnen die wichtigsten Fragen zur Reform. 

 

Sollten Sie unsere Informationen zukünftig lieber per E-Mail erhalten wollen oder einen Termin für ein persönliches Beratungsgespräch wünschen, rufen Sie uns unter 

der 09971 / 85190 an oder schreiben Sie uns eine Mail an cham@jgp.de. 

 

Mit den besten Grüßen 

Ihre Sozietät Jürgen Geiling & Partner 

 

 

 

Natürliche Personen 
 

Einem Dozenten zur Verfügung stehender Laborraum ist kein Arbeitsplatz 

Einem ausschließlich mit der Lehre im Fachbereich Chemie betrauten 

Hochschuldozenten stand an der Universität zur Erledigung seiner Arbeiten 

lediglich der Laborraum zur Verfügung. Er war mit einem Schreibtisch, einem nur 

beschränkt nutzbaren Telefon und einem PC ausgestattet.  

 

Der Raum war für die Vorbereitung von Lehrveranstaltungen, die Erstellung von 

Klausuren und sonstigen Verwaltungsarbeiten nicht geeignet. Diese Arbeiten 

verrichtete der Dozent in seinem häuslichen Arbeitszimmer.  

 

Das Finanzamt versagte hierfür den steuermindernden Werbungskostenabzug. 

Es war der Auffassung, dass das häusliche Arbeitszimmer nicht notwendig sei. 

Der Laborraum reiche zur Erledigung der Arbeiten aus. 

 

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz folgte der Auffassung des Finanzamts nicht. 

Es entschied, dass ein Arbeitsplatz zur Erledigung büromäßiger Arbeiten in dem 

konkret erforderlichen Umfang geeignet sein muss.  

Nur dann besteht keine Notwendigkeit der Unterhaltung eines weiteren 

häuslichen Arbeitszimmers. Muss demgegenüber wegen der nur 

eingeschränkten Nutzungsmöglichkeit des Arbeitsplatzes ein wesentlicher Teil 

der beruflichen Arbeiten im häuslichen Arbeitszimmer erledigt werden, kommt 

das Abzugsverbot nicht zum Tragen. 

 

Der von der Universität zur Verfügung gestellte Laborraum war nicht geeignet, 

die erforderlichen Büroarbeiten zu erledigen. Es fehlten ausreichende 

Möglichkeiten zur Aktenaufbewahrung, außerdem waren in dem Raum weder ein 

Drucker noch ein Scanner vorhanden. 

 

FG Rheinland-Pfalz, Urt. v. 07.09.2016, 1 K 2571/14, LEXinform 5109460. 
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Steuertipp 

Häusliche Pflege auch 

durch nicht besonders 

ausgebildetes Personal 

absetzbar 

Praxis- und Firmenerben 

Mehr dazu auf Seite 4 
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PERSONAL/ENTGELT 
Unternehmer/Unternehmen 
 

Verdeckte Gewinnausschüttung bei nicht 

kostendeckender Vermietung eines 

Einfamilienhauses an den Gesellschafter 

 

SACHGRUNDLOSE BEFRISTUNG FÜR FÜNF 

JAHRE – PER TARIFVERTRAG WIRKSAM 

 

In einem Tarifvertrag darf geregelt werden, dass 

Arbeitsverträge ohne Sachgrund bis zu einer 

Gesamtdauer von fünf Jahren bei fünfmaliger 

Verlängerungsmöglichkeit befristet werden können.  

 

Dies hat das Bundesarbeitsgericht entschieden.  

 

Zwar sehe eine gesetzliche Vorschrift eine solche 

Befristung nur bis zu einer maximalen Dauer von 

zwei Jahren durch höchstens dreimalige 

Verlängerung vor, das Gesetz enthalte aber auch 

eine Ausnahmevorschrift, wonach die Anzahl der 

Verlängerungen und die Höchstdauer der 

Befristung in Tarifverträgen abweichend festgelegt 

werden dürfen.  

 

Der dadurch eröffnete Gestaltungsspielraum sei 

jedenfalls nicht überschritten, wenn die gesetzlich 

vorgesehenen Werte für die Höchstdauer eines 

sachgrundlos befristeten Arbeitsvertrags und die 

Anzahl der möglichen Verlängerungen nicht um 

mehr als das Dreifache überschritten werden. 

  

Im vorliegenden Fall dem Manteltarifvertrag 

zwischen der Arbeitgebervereinigung 

Energiewirtschaftlicher Unternehmen e. V. (AVE) 

und der Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, 

Energie (IG BCE). 

 

BAG, Urt. v. 26.10.2016, 7 AZR 140/15, LEXinform 0445298. § 14 Abs. 2 

Satz 1 TzBfG. § 14 Abs. 2 Satz 3 TnBfG. 

 

 

Eine verdeckte Gewinnausschüttung (vGA) liegt vor, 

wenn eine Kapitalgesellschaft ihrem Gesellschafter 

außerhalb der gesellschaftsrechtlichen 

Gewinnverteilung einen Vermögensvorteil zuwendet 

und diese Zuwendung aufgrund des 

Gesellschaftsverhältnisses erfolgt. 

 

 Das ist z. B. dann der Fall, wenn ein ordentlicher 

und gewissenhafter Geschäftsführer diesen Vorteil 

einem Nichtgesellschafter nicht zugewendet hätte. 

 

Der Bundesfinanzhof hat eine vGA bei einer 

(teilweisen) Vermietung eines Einfamilienhauses an 

den Gesellschafter bejaht, wenn diese nicht 

kostendeckend zuzüglich eines angemessenen 

Gewinnaufschlags erfolgt.  

Dass die erhobene Miete marktüblich ist, führt zu 

keiner anderen Beurteilung.  

 

Unerheblich ist auch, ob die Immobilie zukünftig mit 

Gewinn veräußert werden könnte oder ob über einen 

gedachten Vermietungszeitraum von 30 Jahren ein 

Totalgewinn erzielt werden kann.  

 

Nur (ausnahmsweise) liegt eine vGA nicht vor, wenn 

für den Unerheblich ist auch, ob die Immobilie 

zukünftig mit Gewinn veräußert werden könnte oder 

ob über einen gedachten Vermietungszeitraum von 

30 Jahren ein Totalgewinn erzielt werden kann. 

 

Nur (ausnahmsweise) liegt eine vGA nicht vor, wenn 

den zu beurteilenden Veranlagungszeitraum bereits 

von der Erzielbarkeit einer angemessenen Rendite 

ausgegangen werden kann. 

 

Die maßgebliche Kostenmiete setzt sich aus der 

Kapitalverzinsung, Gebäude-AfA, Instandhaltung 

und dem angemessenen Gewinnaufschlag 

zusammen. Die Differenz zur bisher angesetzten 

Miete ergibt die Höhe der vGA. 

 

BFH, Urt. v. 27.07.2016, I R 8/15, DStR 2016, S 2649, LEXinforn 0950263, 

Urt. v. 27.07.2016, I R 12/15, BFH/NV 2017, S 137, LEXinform 0950262. 

Gem. Verordnung über wohnungswirtschaftliche Berechnung nach dem Zweiten 

Wohnungsbaugesetz   

 
 
 

Mieter/Vermieter 
 

Defekte Telefonleitung berechtigt zur Mietminderung 

Das Landgericht Essen hatte darüber zu befinden, ob 

eine defekte Telefonleitung einen zur Mietminderung 

berechtigenden Mangel der angemieteten Wohnung 

darstellt, oder ob es sich lediglich um eine 

unerhebliche Tauglichkeitsbeeinträchtigung handelt, 

die eine Minderung ausschließt. 

Nach der gesetzlichen Definition liegt ein Mangel vor, 

wenn der vertraglich vorausgesetzte Gebrauch 

beeinträchtigt ist. Was hierunter zu verstehen ist, 

richtet sich nach den Vereinbarungen der Parteien 

sowie nach der Verkehrsanschauung.  

Nach Auffassung des Gerichts umfasst der 

vertragsgemäße Gebrauch von zu Wohnzwecken 

vermieteten Räumen auch die Möglichkeit des 

Telefonierens über eine Festnetzleitung.  

 

Denn zum Wohnbedarf zählt grundsätzlich alles, was 

zur Benutzung der gemieteten Räume als 

existenziellem Lebensmittelpunkt des Mieters in allen 

seinen Facetten und allen seinen Bedürfnissen 

gehört.  

 

Dabei ist es unerheblich, wie es zu der defekten 

Telefonleitung gekommen ist. Die Mietminderung tritt 

kraft Gesetzes ein, unabhängig davon, ob der 

Vermieter den Mangel zu vertreten hat.  

 

Der Höhe nach hat das Gericht eine Minderung von 

10 % für gerechtfertigt gehalten. 

 

LG Essen, Urt. v.  21.07.2016, 10 S 43/16, LEXinform 5214416. 

§ 536 Abs. 1 Satz 1 BGB § 536 Abs. 1 BGB
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Selbstbehalt bei einer privaten Krankenversicherung 
 

Berücksichtigung des Selbstbehalts bei einer privaten 
Krankenversicherung nur als außergewöhnliche Belastung 
möglich 

Beiträge zu einer privaten Krankenversicherung sind 

als Sonderausgaben berücksichtigungsfähig.  

 

Als abzugsfähige Beiträge gelten nur solche 

Ausgaben, die zumindest im Zusammenhang mit der 

Erlangung des Versicherungsschutzes stehen. 

 

Auf persönlichen Erwägungen beruhende Zahlungen 

für die Selbstbeteiligung eines Versicherungs-

nehmers sind keine Gegenleistung zur Erlangung 

des Versicherungsschutzes.  

 

Das gilt selbst dann, wenn der Selbstbehalt zu 

geringeren Versicherungsprämien geführt hat. 

 

Aufwendungen für den Selbstbehalt werden im 

Rahmen aufgewendeter Krankheitskosten lediglich 

als außergewöhnliche Belastungen berücksichtigt, 

soweit sie zumutbare Eigenbelastungen übersteigen. 

 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

 

BFH, Urt. v. 01.06.2016, X R 43/14, BFH/NV 2016, S. 1787, 

LEXinform 0934687 

 
 

Doppelte Besteuerung verfassungswidrig 
 

Doppelte Besteuerung von Altersvorsorgeaufwendungen und 
Altersbezügen ist verfassungswidrig 

 

Mit dem Alterseinkünftegesetz wurde eine 

Regelung geschaffen, nach der 

Beamtenpensionen und Renten aus der 

Sozialversicherung gleichmäßig behandelt 

werden. Dabei war zu verhindern, dass es zu 

einer doppelten Besteuerung kommt. 

Altersbezüge dürfen nicht besteuert werden, 

soweit sie aus Beitragszahlungen von bereits 

versteuertem Einkommen stammen. Das 

Verbot der doppelten Besteuerung ist strikt zu 

beachten.Die Prüfung kann nicht bereits 

während der Beitragsphase, sondern erst beim 

späteren Rentenbezug vorgenommen werden.  

Das Vorliegen einer doppelten Besteuerung ist durch 

den Rentenempfänger nachzuweisen. 

Hinweis: Es empfiehlt sich daher, sämtliche 

Unterlagen aufzubewahren, durch die eine doppelte 

Besteuerung nachgewiesen werden kann, wie 

beispielsweise Einkommensteuerbescheide und 

Beitragsnachweise. 

 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

 

AltEinkG v. 05.07.2004, BGBl 2004 I, S. 1427, LEXinform 0170635. 

BFH, Urt. v. 21.06.2016, X R 44/14, BFH/NV 2016, S. 1791, LEXinform 

0950100. 

 

Umsatzsteuer 
 

Unterschiedliche Vorsteueraufteilung bei gemischt genutzten 
Gebäuden hinsichtlich Herstellungs- und Erhaltungsaufwand 

Wird ein Gebäude sowohl zur Ausführung 

steuerpflichtiger als auch steuerfreier Umsätze 

genutzt (z. B. durch Option steuerpflichtige 

Vermietung an Gewerbetreibende und steuerfreie 

Vermietung an Ärzte), ist die Umsatzsteuer auf 

Eingangsleistungen nur teilweise als Vorsteuer 

abzugsfähig. Dabei ist wie folgt zu differenzieren: 

 

1. Die Umsatzsteuer für die Herstellung ist nach dem 

prozentualen Verwendungsverhältnis des gesamten 

Gebäudes aufzuteilen. Es erfolgt keine vorherige 

Aufteilung der den einzelnen Gebäudeteilen 

zuordenbaren Aufwendungen. 

Beispiel: 

Das Erdgeschoss wird steuerpflichtig vermietet, das 

Obergeschoss steuerfrei. Die gesamte Umsatzsteuer 

wird aufgeteilt und nicht nur die beide Geschosse 

betreffende (z. B. Dach). 

 

2. Demgegenüber werden Eingangsleistungen für die 

Nutzung, Erhaltung und Unterhaltung des Gebäudes 

soweit möglich den einzelnen Gebäudeteilen 

zugeordnet. Die Umsatzsteuer auf die Erneuerung 

der Fenster im Erdgeschoss ist also in voller Höhe 

abzugsfähig, die für die Erneuerung der Fenster im 

OG überhaupt nicht und die für Reparaturarbeiten am 

Dach nur anteilig. 

 

3. Aufteilungsmaßstab ist regelmäßig der 

Flächenschlüssel. Der Umsatzschlüssel (Verhältnis 

der mit den einzelnen Gebäudeteilen erzielten 

Umsätze – objektbezogener Umsatzschlüssel - oder 

Gesamtheit der vom Unternehmer bewirkten 

Umsätze – gesamtumsatzbezogener 

Umsatzschlüssel) kommt nur zur Anwendung, wenn 

die Nutzflächen nicht miteinander vergleichbar sind, 

etwa wenn die Ausstattung der den unterschiedlichen 

Zwecken dienenden Räume (z. B. Höhe der Räume, 

Dicke der Wände und Decken, Innenausstattung) 

erhebliche Unterschiede aufweist. 

 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

BFH, Urt. v. 10.08.2016, XI R 31/09, BFH/NV 2016, S. 1654, LEXinform 

0927432 
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Impressum STEUERTIPP 

Sozietät  

Jürgen Geiling & Partner 
Partnerschaftsgesellschaft 
 

 

Häusliche Pflege ist auch bei Betreuung durch nicht 
besonders ausgebildetes Personal als 
außergewöhnliche Belastung abzugsfähig 
 

Die Abzugsfähigkeit von Aufwendungen für Pflegeleistungen hängt nicht 

davon ab, dass diese Leistungen von besonders qualifizierten Pflegekräften 

erbracht werden.  

 

Aufwendungen für die Grundpflege sind voll, solche für die 

hauswirtschaftliche Versorgung für die Dauer des bescheinigten täglichen 

Unterstützungsbedarfs, abziehbar.  

 

So sieht es jedenfalls das Finanzgericht Baden-Württemberg. 

 

Eine nach Pflegestufe II Pflegebedürftige hatte eine in Polen ansässige 

Dienstleistungsfirma mit der Pflege beauftragt. Im Rahmen dessen wurde 

sie ganztägig durch polnische Betreuungskräfte zu Hause versorgt. 

 

Das Finanzamt berücksichtigte diese Kosten lediglich als haushaltsnahe 

Dienstleistungen mit dem Höchstbetrag von 4.000 €.  

 

Das Gericht dagegen bejahte den höheren Abzug der Pflegeaufwendungen 

nach Kürzung um das erhaltene Pflegegeld. Als angemessenen Anteil 

ermittelte das Gericht im Urteilsfall eine Quote von 66,5 % der 

Gesamtkosten.  

 

Darin enthalten waren teilweise auch die Kosten für die hauswirtschaftliche 

Versorgung. 

 

FG Baden Württemberg, Urt. v. 21.06.2016, 5 K 2714/15, (Rev. Zugel.), EFG 2016, S. 1258,  LEXinform 5019230. 

Weitere Informationen enthält das Fachbuch für Mandanten „Ratgeber häusliche Pflege, 2. Auflage“, At.-Nr. 

36042, LEXinform 0936914 

 

KANZLEI CHAM 

Goethestraße 8 | 93413 Cham 

Telefon:    09971 8519-0 

Telefax:    09971 8519-19 

eMail:       cham@jgp.de 

Website:   www.jgp.de 

 

Amtsgericht Regensburg: PR 89 

Sitz: Cham 

 

ZUSTÄNDIGE KAMMER 

Steuerberaterkammer Nürnberg 

Dürrenhofstraße 4 | 90402 Nürnberg 

www.steuerberaterkammer-nbg.de 

 

Rechtsanwaltskammer Nürnberg 

Fürther Straße 115 | 90429 Nürnberg 

www.rak-nbg.de 

 

Wirtschaftsprüfer-Kammer Berlin 

Rauchstraße 26 | 10787 Berlin 

www.wpk.de 

 

KANZLEI KELHEIM 

Pfarrhofgasse 2 | 93309 Kelheim 

Telefon:    09441 6765-0 

Telefax:    09441 6765-20 

eMail:       info@ra-sedlmaier.de 

 

KANZLEI VIECHTACH 

Schmidstraße 16 | 94234 Viechtach 

Telefon:    09942 9471-0 

Telefax:    09942 9471-10 

eMail:       viechtach@jgp.de 

Website:   www.jgp.de 

 

 

 

 

ZUSTÄNDIGE KAMMER 

Steuerberaterkammer München 

Nederlinger Straße 9 | 80638 München 

www.stbk-muc.de 

 

Rechtsanwaltskammer München 

Tal 33 | 80331 München 

www.rechtsanwaltskammer-muenchen.de 

 
 

 

 

 

KANZLEI REGENSBURG 

Brunnstraße 27 | 93053 Regensburg 

Telefon:    0941 9459-121 

Telefax:    0941 9459-1299 

eMail:       regensburg@jgp.de 

 

 
Partner in Tschechien und der Slowakei 

 
 

 

TSCHECHISCHE 
TREUHANDGESELLSCHAFT 
Prag, Pilsen, Pisek 
www.cdspraha.cz 

SLOWAKISCHE 
TREUHANDGESELLSCHAFT 
Bratislava 

 

 

 

 
Stand: 08.03.2017  

 

Haftungsausschluss: Es wird darauf hingewiesen, dass alle Angaben in dieser Zeitschrift trotz sorgfältiger  Bearbeitung ohne Gewähr erfolgen und die Kanzlei von Haftung ausgeschlossen ist. Für 

Detailinformationen kontaktieren Sie bitte unsere Berater. 
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